
Die Zuger Denkmalpflege
muss flexibler werden
Im Spannungsfeld
«Denkmalschutz und
Energieeffizienz» bleibt im
Kanton Zug die Energieeffizienz
auf der Strecke.

Das Energiegesetz des Bundes hat
zum Ziel, den Energieverbrauch in
Neubauten und in bestehenden Ge-
bäuden zu reduzieren, die erneuer-
baren Energien zu fördern und den
CO₂-Ausstoss zu verringern. Die
Kantone müssen in ihren Vorschrif-
ten den Anliegen energetischer Sa-
nierung nach Möglichkeit den Vor-
rang geben.
Auch wenn Denkmäler als nicht er-
setzbare materielle Zeugnisse unse-
rer Vergangenheit in ihrer histori-
schenSubstanzund in ihrer Erschei-
nung möglichst unverändert erhal-
ten werden sollen, dürfen sie sich
nicht aus der Umsetzung der Ener-
gieziele heraushalten. Ist doch die
Bausubstanz geschützter Gebäude
meistens eine regelrechte Energie-
schleuder. Die Denkmalpflege steht
also inder Pflicht, hierzu ihren kons-
truktiven Beitrag zu erbringen. Aus
technischerSicht istesmöglich,bau-
liche und energetische Modernisie-
rung von denkmalgeschützten Ge-
bäuden zu realisieren und gleichzei-
tig dem Anliegen des Ortsbild-, Hei-
mat- und Denkmalschutzes ange-
messen Rechnung zu tragen.
Aber gerade das tut die Zuger Denk-
malpflege nur ungenügend, fehlt ihr
doch weitgehend der Wille, sich
proaktiv für die Umsetzung von
energetischen Massnahmen in
ihrem Fachgebiet einzusetzen.
Selbstverständlich ist dies bei denk-
malgeschützten Bauten eine beson-
dere Herausforderung. Energeti-

sche Sanierung und Denkmal-
schutzschliessensichabernichtaus.
MitdernötigenFlexibilitätundKrea-
tivität ist dies durchaus nutzbrin-
gend machbar, auch in der Zuger
Altstadt. Und ausserhalb der Orts-
bildschutzzone ist dies sowieso
grundsätzlich immer möglich. Da-
zugibtesgenügendBeispieleausan-
deren Kantonen oder aus dem Aus-
land, wie sich Denkmalschutz und
energetische Massnahmen am
Schutzobjekt realisieren lassen.
Wenn also jemand ein denkmalge-
schütztesObjekt energetischverbes-
sern will, dies aber an einem star-
ren, dogmatischen Schutzverständ-
nis der Behörden scheitert, ist dies
nicht nur unverständlich, sondern
auch nicht im Sinn des Energiege-
setzes.
Daniel Stadlin, Kantonsrat GLP, Zug
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Nein zur zusätzlichen
Frontex-Finanzierung
Die Bilder von ertrinkenden Flüch-
tenden im Mittelmeer und illegalen
Pushbacks imBalkan sind längst aus
den Medien verschwunden. Ge-
walt,ElendundTodsindandenAus-
sengrenzen Europas Alltag gewor-
den. Als europäische Grenz- und
Küstenwache ist Frontex mitverant-
wortlich.
Frontex ist die Grenzschutzagentur
der Europäischen Union. Sie wurde
2005 gegründet. Seither ist ihr Bud-
get von sechs Millionen Euro um
7000 % gestiegen und soll für den
Zeitraum von 2021 bis 2027 ganze
5,6 Milliarden Euro betragen. Perso-
nell soll die Einsatztruppe von Fron-
tex bis 2027 auf ein eigenes stehen-
des Heermit 10’000 Grenzschutzbe-
amtinnen bzw. Grenzschutzbeam-
ten aufgestocktwerden.Die Schweiz
unterstützt die Frontex als Schen-
gen-Mitglied seit 2009 finanziell und
personell. Nun hat der Nationalrat
einem jährlichenBudget von 61Mil-
lionen Franken bis 2027 zuge-
stimmt. Dies macht im Gesamtbud-
get der Frontex ca. 5 %aus.Über die-
se Beteiligung am Ausbau von Fron-
tex stimmen wir am 15. Mai ab.
Fast 24’000 Menschen sind seit 2014
auf dem Weg nach Europa gestor-
ben, vor den Augen der bestens aus-
gerüsteten Agentur und ihrer Ein-
satztruppen. Dabei kooperiert Fron-
texbeispielsweisemitder sogenann-
ten libyschen Küstenwache, welche
migrantische Boote abfängt und ge-
waltsam zurück nach Libyen
schleppt, wo Migrantinnen und Mi-
granten unter gewaltvollen Bedin-
gungen festgehalten werden. Aus-

serdem zeigen Recherchen, unter
anderem der Sendung Rundschau,
wieMigrantinnenundMigrantenge-
waltsam und illegal an der Grenze
zurückgeschafft werden.
Dieser Krieg gegen die Migration ist
Irrsinn, Menschen, die flüchten, las-
sen sichnicht einfach gewaltsamab-
halten, dafür haben sie schon viel
zu viel verloren. Wir müssen siche-
re Fluchtrouten schaffen und uns im
Fall der Ablehnung in einer Neuver-
handlung für humanitäre Visas und
Resettlement-Angebote einsetzten.
Ausserdem muss die Zusammen-
arbeitmitdemUno-Flüchtlingshilfs-
werk ausgebaut werden, für direkte
Hilfe und Schutz für die Flüchten-
den.

Virginia Köpfli
SP-Kantonsrätin, Kanton Zug
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POLITIK UND LESERMEINUNGEN

Eishockey bewegt im Kanton Zug Massen

Die aktuellen Leistungen des EVZ in
den Playoffs sind umwerfend. Zwei
perfekte Serien gegen starke Geg-
ner führen zur vierten Finalqualifi-
kation in den letzten sechs Jahren,
das sind Zahlen einer Dynastie. Eine
Dynastie, bei der in Vergessenheit
gerät, wie sie zustande kommt.
Durch viel Disziplin, absolute Top-
Transfersundeinergutenwirtschaft-
lichen Standfestigkeit.
Was sich zeigt in Anbetracht der
Gastro-Kapazität ist, dass der EVZ
abgeschlagen auf dem zweitletzten
Platz in der NLA steht. Das Platzan-
gebot in der Bossard-Arena ist zu
klein. Der EVZ möchte darum sein
Stadion erweitern und ist mit die-
sem Anliegen an die Politik gelangt.

Darum steht imGrossenGemeinde-
rat Zug (GGR) aktuell eine unum-
gängliche Stadionerweiterung zur
Diskussion.
Die Stadt und der gesamte Kanton
haben beim Bau der Bossard-Arena
einiges an Geld erbracht, daher hat
der EVZ sich dazu entschieden, eine
Erweiterung selber zu finanzieren.
Eine gute Möglichkeit wäre daher,
dass die Stadt das Stadion, welches
auch eine finanzielle Belastung ist,
dem EVZ im Baurecht abgibt. So-
mit hat die Stadt weniger Ausgaben
und der EVZ kann seinen benötig-
tenStadionausbauunkompliziert tä-
tigen. Es ist unverständlich, wieso
dieses Vorgehen vom GGR abge-
lehnt wurde.

Der Grosse Gemeinderat muss nun
so schnell wie möglich eine Lösung
finden. Mir scheint es, dass einigen
Fraktionen im Rat sich die Verant-
wortung gegenüber dem gesamten
Kanton und der Gesellschaft nicht
ganzbewusstsind.Links-Grünistgar
gegen eine allgemeine Aufstockung
des Angebots, was etwas irritiert. Es
geht hier schliesslich um die Förde-
rung der Zuger Kulturinstitution
schlechthin. Eishockey bewegt im
KantonZugMassenundistaucheine
grandiose Jugendorganisation. Die-
ser Bewegung mit Bürokratie und
Einschränkungen entgegenzuwir-
ken ist falsch.

Jannis Pfiffner,
Vorstand Jungfreisinnige Zug

Wir müssen technologieoffen über die Energiepolitik diskutieren

DieMitte-Links-Grüne-Energiepoli-
tik ist gescheitert. Die Schweizer Be-
völkerunghaterkannt,dassdieEner-
giepolitik des Bundes in eine Sack-
gasse und zu einer Strommangel-
lage in der Schweiz führen wird. Sie
hat deshalb das unnötige, schädli-
che und teure CO₂-Gesetz abge-
lehnt, obwohl sich ausser der SVP
sämtliche Parteien für dieses Ge-
setz ausgesprochen hatten. Die SVP
hat aufgezeigt, dass die Rechnung
von immer mehr Zuwanderung,
mehr Elektrifizierung von Indivi-

dualverkehr und Heizungen bei sin-
kender Stromproduktion durch die
Abschaltung der AKWs, nicht aufge-
hen kann.
In einer Aktion der Verwirrung woll-
te Bundesrätin Sommaruga den
fehlenden Strom durch Gaskombi-
Kraftwerke ausgleichen und hätte
unssosogarnochmehrvondereuro-
päischen Stromproduktion und von
russischem Gas abhängig gemacht.
England und Frankreich haben die
Zeichen der Zeit erkannt und bau-
en bereits jetzt neue AKWs. Auch in

Deutschland wurde überraschend
schnell erkannt, dassmit Sonne und
Wind der Strombedarf nicht ge-
deckt werden kann.
Die SVP setzt sich dafür ein, dass die
Schweiz jetzt dringend und schnell
ihre Energiepolitik überdenkt und
technologieoffen darauf hinarbei-
tet, dass wir unseren Strombedarf
unabhängig vom Ausland decken
können.

Thomas Werner,
Präsident SVP Kanton Zug,

Kantonsrat

Ja zu Frontex und damit zu mehr Sicherheit an den EU-Aussengrenzen

Ja, ich habe den Beitritt der Schweiz
zu Schengen/Dublin seinerzeit aus
Überzeugung bekämpft und bin
auch heute kein Freund der EU in
ihrer heutigen Form, sondern stehe
beherzt zu einer souveränen und
neutralen Schweiz.
Trotzdem befürworte ich das Ja zu
Frontex aus aktuellen sicherheits-
politischen Überlegungen, denn
Frontex ist das operative Ausfüh-
rungsorgan der Schengen-Staaten.
Die Schweizer Sicherheitsbehörden
haben seit unserem Schengen-
Beitritt direkten Zugang zum Schen-
gener Informationssystem (SIS II)
und zum Visa-Informations-System
(VIS). Diese Systeme sind für unse-
re Sicherheitsorgane unentbehrli-
che zentrale Fahndungsinstrumen-
te. In der Schweiz haben alle Kan-
tonspolizeien, das Grenzwacht-
korps, das Bundesamt für Justiz, das
Staatssekretariat für Migration, die
visaausstellenden Botschaften und
Konsulate im Ausland, die kantona-
len Migrationsämter sowie weitere

Behördenstellen Zugriff auf das SIS.
International gesehen sind die Poli-
zei-, Grenzschutz- und Visumsbe-
hörden in26EU-LändernsowieNor-
wegen und Island angeschlossen.
Das VIS-System speichertDaten von
Personen, denen durch die Schweiz
odereinanderesSchengen-Landein
Visum verweigert wurde. Durch die
Erfassung biometrischer Daten wird
auch der Visumsmissbrauch stark
verringert.
Auch im Migrationsbereich wären
bei einemNein zu dieser Vorlage die
negativen Folgen gravierend. Ohne
diese Zusammenarbeit könnten Mi-
granten, die bereits ein Asylgesuch
in Europa gestellt haben, in der
Schweiz nochmals Asyl beantragen.
Es ist sicher, dass damit die Anzahl
Asylgesuche inder Schweiz stark an-
steigen würde, was mit erheblichen
Folgekosten verbunden wäre. Das
Referendum wurde durch die Lin-
ke, namentlich den Grünen, der SP,
denJusoundderGSoAergriffen.Von
dieser Seite sind die Ziele jedenfalls

klar erkennbar. Löchrige EU-Aus-
sengrenzen, eine Schwächung der
Grenzkontrollen, keine Rückfüh-
rung von irregulären Migranten.
Diese Kreise würden bei einemNein
zu Frontex die zusätzlichen Gelder
nicht unterstützen, die für die wirk-
same Sicherung unserer Landes-
grenzen notwendig wären. Damit
hätten wir eine nochmasslosere Zu-
wanderung von Kriminellen und
Wirtschaftsflüchtlingen als heute
schon.
Frontex muss deshalb richtigerwei-
se ausgebaut werden, um die euro-
paweite Zusammenarbeit beim
Grenzschutz und die Rückführung
vonillegalEingereistenweiterzuver-
bessern und zu stärken. Die SVP des
Kantons Zug und die SVP Schweiz
unterstützen am 15. Mai ein «Ja zu
Frontex» in der heutigen, durch den
russischen Überfall auf die Ukraine
stark erschwerten Sicherheitssitua-
tion in Europa.

Philip C. Brunner
SVP-Kantonsrat, Zug

Baar soll an das Gewerbe denken
Die lokale FDP verlangt in einer Motion eine langfristige Strategie

Die FDP Baar beauftragt den
Gemeinderat Baar, eine
Gewerbestrategie zu
entwickeln und die daraus
hervorgehenden Ziele in
die Zonenplanrevision
einfliessen zu lassen.

Die FDP Baar begründet ihre Mo-
tionfolgendermassen:«DieGemein-
de Baar ist auf ein starkes und pro-
sperierendes Gewerbe angewiesen.
In der aktuellenDiskussion rundum
denbezahlbarenWohnraumist aber
das Gewerbe und insbesondere das
produzierende Gewerbe etwas in
Vergessenheit geraten. Unterneh-
merinnen und Unternehmer sind
aber ebenfalls auf ausreichende Flä-

chen und die nötigen Räumlichkei-
ten auf dem Gemeindegebiet ange-
wiesen. Dafür hat die Gemeinde die
möglichen Rahmenbedingungen zu
gewähren und die nötigen Grundla-
gen zu schaffen. Nur so können
Arbeits- und Ausbildungsplätze in-
nerhalb des Gemeindegebietes er-
halten werden.
Zumeinenkönntediesbasierendauf
den bestehenden Gewerbegebieten
und Zonen bereits gewährleistet
werden: Diesbezüglich ist bei der
kommenden Zonenplanrevision
über mögliche Um- und Aufzonun-
gen und Arrondierungen nachzu-
denken. Die aktuell bevorzugte
Mischzone ‹WohnenundArbeit› ruft
oft Zielkonflikte hervor und ist für al-

le Beteiligten unbefriedigend. Eine
Entflechtung ist daher anzustreben.
Zumanderen soll aber basierendauf
bereits ausgeschiedenenundmithil-
fe neuer Zonen eine ganzheitliche,
fürdasgesamteGemeindegebietgel-
tende Strategie entwickelt werden,
so dass für das ganze Baarer Gewer-
be auch in Zukunft der nötige Platz
sichergestellt werden kann. Die aus
dererarbeitetenStrategieentstehen-
den Handlungsfelder sind in die
kommende Zonenplanrevision ein-
fliessen zu lassen. Zudem sind die-
se Gewerbestrategieziele in die Jah-
res- unddieMehrjahresziele derGe-
meinde aufzunehmen, bei der Um-
setzung zu priorisieren und laufend
zu traktandieren.» PD

Mittwoch, 27. April 2022  13


